
 

 

N I E D E R S C H R I F T  

 

 

über die 33. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt 

Landau in der Pfalz  

am Dienstag, 05.06.2018, 

Rathaus, Marktstraße 50, Ratssaal 

 

 

Beginn: 17:00 Ende: 17:37 

 



 

 

Anwesenheitsliste 

 

CDU 

  

Heidi Berger Vertreterin für Herrn Dr. Bals 

  

Rudi Eichhorn  

  

Susanne Höhlinger Vertreterin für Herrn Bakhtari 

  

Peter Lerch  

  

Georg Schmalz Vertreter für Herrn Morio 

 

SPD 

  

Hermann Demmerle  

  

Magdalena Schwarzmüller Vertreterin für Herrn Maier 

  

Aydin Tas  

  

Monika Vogler ab TOP 6, 17:06 Uhr 

 

Bündnis 90/Die Grünen 

  

Lukas Hartmann  

  

Sophia Maroc ab TOP 4, 17:02 Uhr 

 

FWG 

  

Wolfgang Freiermuth  

 

FDP 

  

Jochen Silbernagel  

 

Pfeffer und Salz 

  

Dr. Gertraud Migl  

 

Beigeordnete/r 

  

Rudi Klemm  

 



 

 

Vorsitzender 

  

Thomas Hirsch  

 

Bürgermeister 

  

Dr. Maximilian Ingenthron  

 

Berichterstatter 

  

Christine Baumstark  

  

Ralf Bernhard  

  

Michael Götz  

  

Stefan Joritz  

  

Martin Messemer  

 

Sonstige 

  

Sandra Diehl  

 

Schriftführer/in 

  

Dominik Hoffmann  

 

 

Entschuldigt 

 

CDU 

  

Cyrus Bakhtari vertreten durch Frau Höhlinger 

  

Dr. Thomas Bals vertreten durch Frau Berger 

  

Rolf Morio vertreten durch Herrn Schmalz 

 

SPD 

  

Florian Maier vertreten durch Frau Schwarzmüller 

 



 

 

Zu dieser Sitzung war unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung 

ordnungsgemäß eingeladen worden. 

 

Damit bestand folgende Tagesordnung: 
 

 

 

 

T a g e s o r d n u n g  

 

Ö f f e n t l i c h e  S i t z u n g  

  

1. Einwohnerfragestunde 

  

2. Widmung des Vereinsheims des Horstsportvereins 1950 e.V., Albrecht-Dürer-

Straße 5 in Landau in das Vermögen des Eigenbetriebs Gebäudemanagement 

Landau (GML) 

Vorlage: 230/325/2018 

  

3. Neuanlage eines Urnenstelenfeldes (Kolumbarium) auf dem Friedhof 

Queichheim 

Vorlage: 320/111/2018 

  

4. Änderung der Satzung über die Ablösung von Stellplatzverpflichtungen 

Vorlage: 300/142/2018 

  

5. Vorhabenbezogener Bebauungsplan „C 37, Lebensmittelmarkt 

Wieslauterstraße 55"; Aufstellungs- und Offenlagebeschluss gem. 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Vorlage: 610/507/2018 

  

6. Bebauungsplan C 25 „Konversion Landau Süd / Landesgartenschau" – 

Aufstellungsbeschluss 2. Teiländerung (Gebiet in der Gemarkung Landau, 

Hartmannstraße / Heinrich-Diehl-Straße) 

Vorlage: 610/509/2018 

  

7. Verschiedenes 

 

 



 

 

Ö f f e n t l i c h e  S i t z u n g  

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 1. (öffentlich) 

 

Einwohnerfragestunde 

 

Es waren keine Einwohner anwesend.  

 

 

 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 2. (öffentlich) 

 

Widmung des Vereinsheims des Horstsportvereins 1950 e.V., Albrecht-Dürer-Straße 5 in 

Landau in das Vermögen des Eigenbetriebs Gebäudemanagement Landau (GML) 

 

Der Vorsitzende erläuterte die Sitzungsvorlage der Liegenschaftsabteilung vom 

16. Mai 2018, auf die hingewiesen wird. Er verwies darauf, dass es sich um einen rein 

bilanztechnischen Vorgang handelt.   

 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Stadtrat einstimmig mit 13 Ja-Stimmen den 

nachfolgenden Beschlussvorschlag.   

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Stadtrat beschließt die Übertragung des Vereinsheims des Horstsportvereins 

1950 e.V., Albrecht-Dürer-Straße 5 in Landau in das Vermögen des GML zu einem Wert 

von 1,00 Euro. Die Bilanzierung wird auf „fremden Grund und Boden“ erfolgen. 

 

Die Übertragung soll in Form einer Einlage durch den Einrichtungsträger (Stadt Landau 

in der Pfalz) als zweckgebundene Rücklage in der Bilanz des GML abgewickelt werden. 

 

Die Widmung erfolgt rückwirkend zum 1. Januar 2018. Ab diesem Zeitpunkt ist das 

GML für die Unterhaltung und Bewirtschaftung des vorgenannten Gebäudes zuständig. 

 
 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 3. (öffentlich) 

 

Neuanlage eines Urnenstelenfeldes (Kolumbarium) auf dem Friedhof Queichheim 

 

Der Vorsitzende erläuterte die Sitzungsvorlage der Ordnungsabteilung vom 

8. Mai 2018, die dieser Niederschrift als Anlage beigefügt ist. Er ergänzte, dass der 

Ortsbeirat Queichheim der Vorlage in seiner letzten Sitzung mehrheitlich zugestimmt 

hat. Es bestand kein weiterer Erläuterungsbedarf.   

 

Durch die Hauptsatzung ermächtigt, stimmt der Hauptausschuss einstimmig mit 13 Ja-

Stimmen dem nachfolgenden Beschlussvorschlag zu.   

 

1) Der Errichtung einer Anlage für Urnenstelen auf dem Bestattungsfeld „Ost“ des 

Stadtteilfriedhofes Landau-Queichheim wird zugestimmt. Planung und Baubetreuung 

werden von der Grünflächenabteilung wahrgenommen. 

2) Die für den ersten Bauabschnitt erforderlichen Mittel in Höhe von 100.000,-- € 

werden freigegeben. 

3) Die Verwaltung wird beauftragt, die Friedhofssatzung anzupassen und § 5 der 

Friedhofsgebührensatzung um „Urnenstelen mit 85,-- € pro Jahr“ zu ergänzen. 

4) Der Gestattungsvertrag mit der Protestantischen Kirchengemeinde Queichheim vom 

02.12.2004 (Überfahrrechte) wird widerrufen. 

 
 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 4. (öffentlich) 

 

Änderung der Satzung über die Ablösung von Stellplatzverpflichtungen 

 

Der Vorsitzende erläuterte die Sitzungsvorlage des Amtes für Recht und öffentliche Ordnung 

vom 16. Mai 2018, auf die hingewiesen wird. Er ergänzte, dass der Bauausschuss in seiner letzten 

Sitzung der Vorlage einstimmig zugestimmt hat. Es bestand kein weiterer Erläuterungsbedarf.    

 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Stadtrat einstimmig mit 14 Ja-Stimmen den 

nachfolgenden Beschlussvorschlag.   

 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat beschließt den als Anlage beigefügten Entwurf einer Satzung zur 

Änderung der Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Ablösung von 

Stellplatzverpflichtungen 

als Satzung. 

 

 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 5. (öffentlich) 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „C 37, Lebensmittelmarkt Wieslauterstraße 55"; 

Aufstellungs- und Offenlagebeschluss gem. Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Der Vorsitzende erläuterte die Sitzungsvorlage des Stadtbauamtes, Abteilung 

Stadtplanung und Stadtentwicklung, vom 22. Mai 2018, auf die hingewiesen wird. Der 

Bauausschuss habe der Markterneuerung bereits einstimmig zugestimmt. Es wurde 

jedoch ausgiebig über die Einrichtung von Wohnungen über dem Einkaufsmarkt 

diskutiert. Hierzu teilte er mit, dass dies in der Verwaltung seit längerer Zeit besprochen 

und thematisiert wird. So befindet man sich mit der ALDI-Gruppe in abschlussreifen 

Gesprächen, um über deren Markt in der Maximilianstraße Studentenwohnungen zu 

errichten. Für den zweiten Markt in der Annweilerstraße befindet man sich ebenfalls in 

Gesprächen. Diese könnten in nächster Zeit eine positive Entwicklung nehmen. Auf 

Grund des Grundstückszuschnittes und dem vorliegenden Gesamtkonzept könnte man 

dies über dem neuen LIDL-Markt jedoch nicht umsetzen. Deshalb schlage die 

Verwaltung vor, den Beschlussvorschlag so anzunehmen.     

 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Stadtrat einstimmig mit 14 Ja-Stimmen den 

nachfolgenden Beschlussvorschlag.   

 

Beschlussvorschlag: 

1. Für das in der Anlage umgrenzte Gebiet der Gemarkung Landau wird der 

vorhabenbezogene Bebauungsplan „C 37, Lebensmittelmarkt Wieslauterstraße 

55" gemäß § 12 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 und § 13 a BauGB aufgestellt. Der 

Aufstellungsbeschluss wird gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 

 

2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „C 37, Lebensmittelmarkt 

Wieslauterstraße 55", einschließlich der textlichen Festsetzungen und der 

überschlägigen Prüfung der Umweltauswirkungen vom April 2018 wird als 

Entwurf beschlossen und die Begründung einschließlich des vom Vorhabenträger 

vorgelegten Vorhaben- und Erschließungsplans gebilligt. 

 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf des Bebauungsplans „C 37, 

Lebensmittelmarkt Wieslauterstraße 55" in der Fassung vom April 2018 und der 

dazugehörenden Unterlagen nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB zu 

beteiligen. 

 

4. Die Verwaltung wird mit der Vorbereitung des gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB 

mit dem Vorhabenträger vor Satzungsbeschluss abzuschließenden 

Durchführungsvertrags beauftragt. 

 

 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 6. (öffentlich) 

 

Bebauungsplan C 25 „Konversion Landau Süd / Landesgartenschau" – 

Aufstellungsbeschluss 2. Teiländerung (Gebiet in der Gemarkung Landau, 

Hartmannstraße / Heinrich-Diehl-Straße) 

 

Der Vorsitzende erläuterte die Sitzungsvorlage des Stadtbauamtes, Abteilung 

Stadtplanung und Stadtentwicklung, vom 9. Mai 2018, auf die hingewiesen wird. Er 

erklärte, dass das Vorhaben in der Sitzung des Bauausschusses durch Herrn 

Bürgermeister Dr. Ingenthron ausgiebig erläutert wurde. Er informierte zudem darüber, 

dass in der nächsten Woche die Leitung der Universität zu einem Gesprächstermin nach 

Landau kommen wird. Hier werde man über das Gesamtentwicklungskonzept der 

Universität sprechen. Man sei sich sicher, dass man Lösungen finden wird, welche 

städtebaulich vertretbar seien, aber auch die Interessen der Universität und der Stadt 

wahren werden.  

 

Ratsmitglied Hartmann erklärte, dass er bereits in der Sitzung des Bauausschusses die 

Haltung seiner Fraktion erläutert habe. Sie halten dieses Vorhaben grundsätzlich für 

sehr sinnvoll. Dennoch möchte er gerne einen Prüfauftrag seiner Fraktion ankündigen, 

der die kommenden Tage der Verwaltung zugehen wird. Die Problematik beim Campus 

Süd sei die Verkehrs- und Parksituation. Mit der Errichtung eines Parkhauses beim 

geplanten Campus Süd würde die Großzahl der Studierenden mit dem PKW zum 

Campus kommen. Dies würde das bereits jetzt massive Verkehrsaufkommen in der 

Südstadt weiter erhöhen. Man müsste deshalb die Studierenden dazu animieren, 

anderweitig zu dem Campus zu kommen. Der Prüfautrag werde deshalb unter anderem 

folgende Fragestellungen beinhalten: 

 

Wo und in welcher Größe könnte man in der Nähe des Campus Süd ein 

Fahrradparkhaus errichten? Welche Kosten würden hierfür anfallen? 

Wie viele Fahrradbügel könnten auf den Grünstreifen in der Wirth- und in der 

Siebenpfeiffer-Allee errichtet werden? 

Wo könnte zusätzliches Potential für die Errichtung von Fahrradbügeln vorhanden sein? 

Wäre eine Einführung der VRN-Nextbike denkbar? Wie stelle sich hier die 

Kostensituation dar? 

Wäre es denkbar, die Einfahrt in die Cornichonstraße und Glacisstraße von der 

Weißenburger Straße her zu untersagen? Durch die Linksabbieger komme es hier 

vermehrt zu Rückstaus auf der Schlösselkreuzung. 

 

Zum Abschluss machte Ratsmitglied Hartmann nochmals deutlich, dass seine Fraktion 

grundsätzlich hinter der Errichtung des Campus Süd steht, die Verkehrsproblematik 

jedoch gelöst werden müsste. 

 

Der Vorsitzende machte nochmals deutlich, dass sich die Verwaltung gemeinsam mit 

der Universität und dem Ministerium um ein verträgliches städtebauliches 

Gesamtkonzept bemühen wird. Zunächst müssten Grundsatzthemen angegangen 

werden, danach könnte man sich beispielweise um die Aufstellung von Fahrradbügeln 

Gedanken machen. Natürlich werde man nach dem Eingang des Prüfauftrages die 

Sachverhalte zu gegebener Zeit prüfen. 

 

Ratsmitglied Freiermuth äußerte sich kritisch zu den angedachten Plänen. Bereits jetzt 

herrscht in der Südstadt ein Verkehrschaos, welches durch einen Campus Süd weiter 

verstärkt werden würde. Durch die Studentenstruktur, viele Studierende kommen von 

außerhalb mit dem PKW nach Landau, kann diese Problematik nicht verhindert werden. 



 

 

Seine Fraktion sehe eine sinnvolle Alternative darin, auf dem Gelände der Konrad-

Adenauer-Realschule plus ein weiteres Parkdeck für den bestehenden 

Universitätscampus zu errichten. Der KARS müsste im Gegenzug ein geeigneter 

Standort als Alternative angeboten werden.  

 

Der Vorsitzende erinnerte nochmals auf das städtebauliche Gesamtkonzept hin, welches 

auch den Bereich Verkehr beinhaltet. Für den Weiterentwicklungsprozess der 

Universität sollten derzeit keine Denkverbote vorherrschen. 

 

Ratsmitglied Dr. Migl brachte zum Ausdruck, dass ihre Fraktion der Vergrößerung der 

Universität positiv entgegensteht. Eine Ausweitung des Campus Nord ist nicht möglich, 

daher müsste der Campus errichtet werden. Alle hierbei aufkommenden Probleme 

können sicherlich gelöst werden. Sie findet es sehr gut, dass aus ehemaligen 

Militärgebäuden Bildungsstätten gemacht werden sollen. Zum Abschluss erklärte sie, 

dass auch ihre Fraktion einen Prüfauftrag einreichen wird. Dieser soll die Einführung 

von Shuttlebussen zwischen den Unistandorten beinhalten. Sie stimmen der Vorlage 

dennoch vorbehaltlos zu. 

 

Der Vorsitzende erklärte daraufhin, dass nicht alle Planungen, die vom Land gemacht 

werden, durch die Verwaltung auch so angenommen werden müssen.  Weiterhin 

verwies er darauf, dass die Einführung von Shuttlebussen bereits Gegenstand der 

Neuausschreibung des Linienbündels, die bereits in den Gremien beraten wurde, sei.  

 

Ratsmitglied Dr. Migl ergänzte zu ihrer vorherigen Aussage, dass sie klar für den 

Standorterhalt der KARS plädiere. Das Gelände wurde schließlich über mehrere Jahre 

für viel Geld saniert. 

 

Ratsmitglied Lerch zeigte sich überrascht, welche Probleme bereits vor der Darlegung 

eines Gesamtkonzeptes diskutiert werden. Es sei doch völlig offen, wie sich der Campus 

Süd darstellen wird. Er nahm direkten Bezug auf den Prüfauftrag der Bündnis 90/Die 

Grünen-Fraktion und erinnerte an die Anträge seiner Fraktion. So haben bereits auch 

sie die enge Taktung des ÖPNV und die Weiterentwicklung der gesamten 

Fahrradstruktur beantragt. Dennoch müsste man bei allen Überlegungen auch an den 

Individualverkehr denken und deshalb ausreichend Parkmöglichkeiten zur Verfügung 

stellen. Ansonsten schaffe man ein Verkehrs- und Parkplatzchaos. Zum Abschluss regte 

er an, dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei der nächsten Ausschreibung des 

ÖPNVs gerne die Einführung eines Semestertickets für die Studierenden unterstützen 

kann. 

 

Ratsmitglied Hartmann warf Ratsmitglied Lerch Unkenntnis über die 

Studierendenstruktur vor. Man habe am Campus Nord gesehen, dass nach dem 

Aufstellen von Fahrradbügeln vermehrt Studierende mit dem Fahrrad zur Universität 

gekommen sind. Er ergänzte zudem, dass es unsäglich sei, darüber nachzudenken, den 

Standort der KARS bereits nach zwei drei Jahren aufs Neue zu verlagern. Es müssen 

daher Lösungen gefunden werden, die für die Anwohner der Südstadt als auch die 

Studierenden akzeptabel seien. 

 

Ratsmitglied Vogler gab an, dass es an der Zeit sei, ein schlüssiges Gesamtkonzept zur 

Weiterentwicklung der Universität zu erarbeiten. Ziel müsse es sein, eine Gesamtlösung 

mit zwei Campussen zu verfolgen. Weiterhin vertrat sie die Meinung, dass die KARS an 

ihrem jetzigen Standort verbleiben muss. Die SPD-Fraktion werde der Vorlage 

zustimmen.  

 



 

 

Der Vorsitzende erklärte, dass seit dem Bestehen der Universität die Diskussion über die 

bauliche Entwicklung dieser besteht. Er verwies darauf, dass mit dem heutigen 

Beschluss nur ein Detail des gewünschten Campus Süd beschlossen werden soll. Man sei 

sich bewusst, dass es zwingend notwendig sei, gemeinsam mit der Universität ein 

städtebauliches Gesamtkonzept zu entwickeln. Er versprach, nach der Sommerpause 

den Gremien eine erste Übersicht mit den Themen, die bei der künftigen Entwicklung 

der Universität aufgerufen werden müssen und die dazu benötigten Lösungsansätze zu 

präsentieren. Abschließend machte er nochmals deutlich, dass die Verwaltung 

gegenüber dem Land deutlich machen werde, dass man bei der baulichen Entwicklung 

der Universität mitentscheiden möchte.    

 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Stadtrat einstimmig mit 14 Ja-Stimmen und 1 

Enthaltung den nachfolgenden Beschlussvorschlag.   

 

Beschlussvorschlag: 

 
Für das in der Anlage umgrenzte Gebiet der Gemarkung Landau, Hartmannstraße / 

Heinrich-Diehl-Straße wird der Bebauungsplan C 25 „Konversion Landau Süd / 

Landesgartenschau“ – 2. Teiländerung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V. § 13 a BauGB 

aufgestellt. Der Aufstellungsbeschluss wird gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt 

gemacht.  

 

 

 



 

 

Niederschrift des Tagesordnungspunktes 7. (öffentlich) 

 

Verschiedenes 

 

Ratsmitglied Dr. Migl gab an, dass sie aus der Zeitung über den Rücktritt von Frau 

Maroc als Unibeauftragte erfahren hat. Sie fragte nach Details.  

 

Der Vorsitzende erklärte, dass dieser Punkt im nicht öffentlichen Sitzungsteil unter dem 

Tagesordnungspunkt “Verschiedenes” besprochen wird.  

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Die Niederschrift über die 33. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Landau in der 

Pfalz am 05.06.2018 umfasst 17 Teilprotokolle. Sie enthält die fortlaufend 

nummerierten Blätter 1 bis xxx. 

 
 

 

 

Vorsitzender 

 

 

 

 

Thomas Hirsch 

 

 

 

Dominik Hoffmann 

Schriftführer 
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